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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

— Drucksache V/3187 — 


über den von den Abgeordneten Dr. Eckhardt 
und der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

— Drucksache V/2773 — 


A. Bericht des Abgeordneten Porzner 


Der Gesetzentwurf — Drucksache V/2773 — wurde 
vom Plenum des Deutschen Bundestages in der 171. 
Sitzung am 8. Mai 1968 an den Finanzausschuß feder- 
führend, an den Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen mitberatend sowie an den Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwie- 
sen. 

Der Gesetzentwurf — - Drucksache V/3187 — wurde 
vom Plenum des Deutschen Bundestages in der 191. 
Sitzung am 23. Oktober 1968 an den Finanzausschuß 
federführend, an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen mitberatend sowie an den Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat die Gesetzentwürfe in seiner Sitzung am 
30. Oktober 1968 beraten; der Finanzausschuß be- 
handelte die Vorlagen am 24. Oktober 1968 und 
6. Februar 1969. 

In Übereinstimmung mit dem mitbeteiligten Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen schlägt 
der Finanzausschuß vor, den Gesetzentwurf der Bun- 
desregierung unverändert anzunehmen. Die Antrag- 
steller der Drucksache V/2773 hielten die von der 


Bundesregierung vorgeschlagene Lösung ebenfalls 
für besser als die zunächst von ihnen vorgesehene 
Regelung. 

Der Finanzausschuß teilt die Auffassung der Bun- 
desregierung und der Antragsteller zu Drucksache 
V/2773, daß die Handelsbilanz für die Steuerbilanz, 
soweit nicht ausdrücklich in § 5 EStG Ausnahmen 
vorgeschrieben sind, maßgeblich sein muß und daß 
sich Änderungen der handelsrechtlichen Rechnungs- 
legungsvorschriften, soweit es sich um Bilanzie- 
rungsvorschriften handelt, auch auf die Steuerbilanz 
auswirken müssen. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf soll der Beseitigung 
einer aufgetretenen Rechtsunsicherheit dienen und 
klarstellen, daß 

1. das Aktivierungsverbot des § 153 Abs. 3 AktG, 
das als Ausdruck der allgemein geltenden han- 
delsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung zu werden ist, auch steuerrechtlich 
verbindlich ist; 

2. Rechnungsabgrenzungsposten nur in dem han- 
delsrechtlich zulässigen Rahmen {§ 152 Abs. 9 
AktG) steuerrechtlich gebildet werden dürfen; 
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3. § 6 EStG keine eigenständige Steuer rechtliche 
Bilanzierungsvorschrift darstellt. 

Der Bundesrat hat den Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung u. a. mit der Begründung abgelehnt, daß 
die vorgeschlagenen Änderungen dem Wesen der 
steuerrechtlichen Gewinnermittlung widersprächen 
und der derzeitige Wortlaut der §§ 5 und 6 EStG 
durchaus für steuerliche Zwecke ein Abweichen von 
der Handelsbilanz zulasse. Insbesondere befürchtete 
der Bundesrat, mit der vorgesehenen Neuregelung 
werde das Tor dafür geöffnet, daß das Lifo-Verfah- 
ren für die Bewertung des Vorratsvermögens aner- 
kannt werden müsse. Schließlich nahm der Bundes- 
rat an, die Vorlage werde zu einem erheblich über 
den Schätzungen der Bundesregierung liegenden 
Steuerausfall führen. 


Die Bundesregierung hat sich in ihrer Gegenäuße- 
rung zu der Stellungnahme des Bundesrats im einzel- 
nen mit den Argumenten des Bundesrats ausein- 
andergesetzt und sie nach Ansicht des Ausschusses 
überzeugend widerlegt. Insbesondere besteht nach 
allgemeiner Auffassung keinerlei Veranlassung an- 
zunehmen, es werde in absehbarer Zeit — unabhän- 
gig von den Arbeitsergebnissen der Steuerreform- 
kommission — zu einer Anerkennung des Lifo-Ver- 
fahrens kommen. Was die zu erwartenden Steuer- 
ausfälle anbelangt, legt der Ausschuß Wert auf die 
Feststellung, daß sie nicht exakt schätzbar sind und 
daß es sich im wesentlichen nicht um echte Aus- 
fälle, sondern um Verschiebungen handeln dürfte. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, dem Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung zuzustimmen. 


Bonn, den 12. Februar 1969 


Porzner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3187 — un- 
verändert anzunehmen; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache V/2773 — für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Februar 1969 


Der Finanzausschuß 


Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Porzner 

Berichterstatter 
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